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GEMÜSESTROM Die Stadt Bern prüft, ob sie Energie
aus der Vergärung organischer Abfälle nutzen kann
– Knackpunkt sind die Betriebskosten. Seite 25

WENDEHALS Der seltene Zugvogel, der seit Kurzem
in die Weinberge am Bielersee einkehrt, prangt
neuerdings auf einem Weinetikett. Seite 29

VorigeWoche hat die Gesundheits-
undFürsorgedirektiondesKantons
BerneinPilotprojektvorgestellt.Bis
im Herbst sollen in vier Gemeinden
Sozialinspektoren nach Missbräu-
cheninderSozialhilfefahnden.Der
Kanton reagiert damit auf spekta-
kuläreFälle,beidenenbeiSozialhil-
feempfängern der Besitz teurer Au-
tos ans Tageslicht kam. Während
die Stadt Bern eigene Inspektoren
anstellt, arbeiten die Pilotgemein-
den Biel, Ittigen und Köniz mit Pri-
vatfirmen zusammen. Dabei
kommtinallendreiGemeindenvor
allem die ABS Betreuungsservice
AG aus dem basellandschaftlichen
Pratteln zum Zug.

ABS verfüge über grosse Erfah-
rungindiesemBereich,sagtderKö-
nizer Gemeinderat Ueli Studer
(svp). Zudem stelle die Firma nicht
nur Sozialinspektoren, sondern
betreibe selber Sozialdienste. «Die
wissen, wovon sie sprechen», sagt
Studer. Schliesslich überzeuge
auch die Professionalität des Perso-
nals. Der Bieler Gemeinderat Pier-
re-Yves Moeschler (sp) führt die gu-
ten Referenzen der Stadt Basel ins
Feld, die für den Zuschlag an ABS
gesprochen hätten.

Breite Palette an Produkten

ABS ist eine der grössten Sozial-
firmen in der Schweiz, in der Nord-
westschweizführtsiedenMarktan.
AngefangenhatsieimJahr1998mit
der Betreuung von Asylsuchenden.
Zwei Jahre danach übernahm ABS
dieFührungdeserstenSozialdiens-
tes. Später wurde sie mit Regiona-
lisierungen im Asylwesen und bei
Sozialdiensten betraut. Auch über-
nahmsiedieSanierungvonLiegen-
schaften und erweiterte ihre Pro-
duktepalette mit Deutschkursen
und Beschäftigungsprogrammen.
Der Umsatz stieg innert weniger
Jahre auf über sechs Millionen
Franken an. Heute beschäftigt ABS

Die Firma hinter den Sozialinspektoren
Die ABS Betreuungsservice AG schickt im Auftrag vieler Gemeinden Sozialinspektoren auf die Pirsch – neuerdings in Biel, Köniz und Ittigen

rund 40 Mitarbeitende und betreut
650 Personen im Sozial-, 580 Perso-
nen im Asylbereich, dazu sind 65
Liegenschaften in ihrer Obhut.

Bei 80 Prozent Sanktionen nötig

Vor drei Jahren hat die Firma ein
«neuesProdukt»lanciert.Nachme-
dienträchtigen Missbrauchsfällen
wurde schweizweit der Ruf nach
Detektivenlaut,diebeiVerdachtauf
Missbrauch dem Lebenswandel
derSozialhilfeempfängernachspü-
ren. Politisch umstritten blieb bis
heute, wie hoch die Zahl der Miss-
bräuche ist – sie wird auf zwischen
1 und über 20 Prozent der Sozial-
hilfebezüge geschätzt. Politisch
umstritten bleibt auch, inwiefern
verdeckt, also ohne Wissen der Kli-
enten, ermittelt werden darf.

Bisher habe die Firma rund 500
Fälle abgeklärt, sagt Niggi Rechstei-
ner, stellvertretender Geschäftslei-
terderABS.«MeinesWissenshatbis-
her niemand in der Schweiz eine so
breite Erfahrung.» Bei den meisten
von Sozialdiensten gemeldeten und
von seiner Firma untersuchtenVer-
dachtsfällensei«etwasdran»,beiet-

wa 80 Prozent von ihnen liege ein
Missbrauch vor, der Sanktionen des
Sozialdienstes erfordere. Rund ein
Zehnteldavonseien«relativhappige

Die private ABS Betreuungs-
service AG aus Pratteln BL pro-
fitiert von der Krise des öffent-
lichen Sozialwesens. Sie führt,
reorganisiert, berät Sozial-
dienste – und verzeichnet da-
bei ein steiles Umsatzwachs-
tum. Seit drei Jahren stellt sie
auch Sozialinspektoren.
A N D R E A S L Ü T H I

Fälle, zum Beispiel Bezüger, die gar
nicht in der Schweiz wohnen». Die
übrigen Fälle seien vor allem nicht
deklarierte Einkommen, Unterver-

mietungen von Wohnungen und
Selbstständigerwerbende, die mehr
verdienten, als sie dem Sozialdienst
deklarierten.DieZahlderstrafrecht-

lich relevanten Missbräuche sei
nicht erhoben.

Die Leistungsabklärer – wie die
ABS die Sozialinspektoren nennt –
gehen systematisch vor. «Zunächst
studieren wir die Dossiers, dann re-
cherchierenwirdieQuellenderGe-
meindeverwaltung», sagt Rechstei-
ner. Danach mache man zu zweit
einen unangekündigten Hausbe-
such. Bei weiblichen Verdächtigen
sei immer eine Frau dabei. Bei die-
sen Besuchen sehe man schon viel.
«Es kommt vor, dass 3000 Franken
auf dem Küchentisch liegen.» Auch
geschehe es, dass beim Klingeln
und warten vor einer Türe Nach-
barn vorbeikämen und erzählten.

Es gebe aber Fälle, wo die offene
Recherche unbefriedigend bleibe,
sagt Rechsteiner. Wenn es die Ge-
setzeslage einer Gemeinde zulasse,
fahre man dann mit verdeckten Be-
obachtungenoderNachfragenwei-
ter. Im bernischen Pilotprojekt sei
dies nur in Köniz möglich, wo die
Gemeinde dafür extra ihre Bestim-
mungen geändert hat. Eine klassi-
sche Situation sei, dass man zum
Beispiel im Restaurant sitze und
sich von der illegal arbeitenden So-
zialhilfebezügerin bedienen lasse.
«Wir montieren aber keine Abhör-
wanzen.» Die verdeckte Ermittlung
beschränke sich auf den öffentli-
chen Raum, da sei «schon viel mög-
lich», sagt Rechsteiner.

Grund ist Personalmangel

Als Leistungsabklärer stellt die
ABSnurPersonenan,«diemitbeiden
Beinen auf dem Boden stehen», Ge-
spräche führen könnten und hohe
Sozialkompetenz aufwiesen, wie
Rechsteinersagt.Beruflichhättendie
meisten vorher als Sozialarbeiter,
Detektive oder Polizisten gearbeitet.
Angestellt würden in der Regel regio-
nalverankerteLeute.DerzeithatABS
sechs Leistungsabklärer.

Der Hauptgrund für den Miss-
brauch sieht Rechsteiner im Perso-
nalmangel auf den Sozialdiensten.
Es gebe Sozialdienste, da führe ein
Mitarbeiter 150 Fälle. Da sei eine
nachhaltige Betreuung nicht mehr
möglich. Viele Missbrauchsfälle
könnten schon durch «häufigeres
Sehen» der Klienten verhindert
werden.«DasschafftVertrauenund
mehrTransparenz.» Und noch bes-
ser sei es, wenn Zeit bleibe für ge-
wissenhafte Zielvereinbarungen,
Zielkontrollenund–wonötig–kon-
sequente Sanktionen.

Niggi Rechsteiner fahndet mit seinem Team nun auch im Kanton Bern nach Missbräuchen in der Sozialhilfe.

Staatliche Aufgaben bei Privatfirmen
Mit Aufträgen an die ABS Betreu-
ungsserviceAGwirddieErfüllung
staatlicher Aufgaben an eine Pri-
vatfirmaausgelagert.«Wirwarten
gespannt auf die Ergebnisse des
Pilotprojekts», sagt Helmut Jost,
Kopräsident der Berner Konfe-
renz für Sozialhilfe und Vor-
mundschaft.Wichtig sei, dass die
Dienste von «fachlich versierten
Personen»ausgeführtwürden.Ob
diese privat oder öffentlich ange-
stellt seien, sei eine untergeordne-
te Frage. In der individuellen Sozi-
alhilfe seien die privaten Dienste
nochungewohnt.Inderinstitutio-
nellen Sozialhilfe – also bei Hei-
men, der Suchtprävention usw. –
seien Leistungsverträge zwischen
Kanton und Privaten längst eta-

bliert.NichtdiestaatlicheAufgabe
werde ausgelagert, sondern deren
Erfüllung,sagtIsabelleBohrer,Ge-
schäftsleiterin von Avenir Social.
«DieVerantwortung liegt nach wie
vor beim Staat», der auch Private
kontrolliere.

Kritische Worte kommen vom
Verband des Personals öffentli-
cher Dienste (VPOD). Die Sozial-
dienste seien heute überlastet,
sagt Blaise Kropf. Gäbe es genü-
gend Personal, würde sich die
Diskussion um den Missbrauch
und die Sozialinspektoren ent-
schärfen, ist er überzeugt. Dass
manimRahmendesPilotprojekts
nicht gleich neue Stellen schaffe,
sei verständlich. Falls die Inspek-
toren aber weitergeführt würden,

erachtet Kropf es «als zwingend»,
dass dies über die öffentliche
Hand laufe. Das Sozialwesen ge-
hörewiediePolizeizudenzentra-
len staatlichen Aufgaben.

Die Schweizerische Konferenz
für Sozialhilfe habe bisher keine
offizielle Haltung zum Thema,
sagt Geschäftsführer Ueli Teck-
lenburg. Persönlich sieht er zwei
heikle Punkte. «Oft wird gesagt,
private Firmen arbeiteten günsti-
ger als die öffentliche Hand.» Da
dieAnsätzefürdieKlientenfixsei-
en, bestehe eine «gewisse Ge-
fahr», dass bei Löhnen der Mitar-
beitenden gespart werde. Heikel
sei zudem, dass Private staatliche
Machtausübten.«Rechtlichmuss
das klar abgesichert sein.» (al)

Wer sich illegal in der Stadt Bern
aufhält oder schwarzarbeitet, hat
gute Chancen, nicht entdeckt zu
werden: Aufgrund fehlender Res-
sourcen konnte die Fremdenpoli-
zeiimletztenJahrin847Fällenihrer
Aufgabenichtnachkommen.In240
Fällen ging es um Schwarzarbeit, in
438 Fällen um illegalen Aufenthalt
von Ausländerinnen und Auslän-
dern. Die restlichen 169 Vorgänge
betrafen das Rotlichtmilieu.

«Wir stossen die Pendenzen seit
vier Jahren wie einen Berg vor uns
her», sagt Alexander Ott, Bereichs-

Stadtberner Fremdenpolizei am Anschlag
Immer mehr und immer komplexere Fälle: Die elf Beamten konnten 2007 in 847 Fällen ihrer Aufgabe nicht nachkommen

leiterderstädtischenFremdenpoli-
zei. Dabei wachse der «Berg» für die
elf Mitarbeitenden der Fremden-
polizei tendenziell an. «Es ist eine
Sisyphusarbeit. Wir registrieren die
Pendenzen und warten.» Ob ein
Hinweis weiterverfolgt werde oder
nicht, hänge von der Konkretheit
der Anhaltspunkte und der Schwe-
re des vermuteten Deliktes ab, er-
klärt Ott.

Eine langjährige Forderung

Für CVP-Stadtrat Reto Nause
sinddieseZuständeunhaltbar.«Die
Lage ist ernst.» Es gehe ja nicht dar-
um, schärfere Gesetze zu fordern,
sondern die geltenden Regeln zu
vollziehen. Nause will nächste Wo-
che im Stadtrat eine Motion einrei-
chen, mit welcher er den Gemein-
derat auffordert, «möglichst bald,
sicher aber ab 2009» fünf zusätzli-
che Stellen zu schaffen. Die Forde-
rung ist nicht neu: Die stadträtliche

Kommission für Finanzen, Sicher-
heit und Umwelt (FSU) hatte be-
reits 2005 mit grossem Mehr einen
interfraktionellen Vorstoss über-
wiesen, der vermehrte Kontrollen
der Fremdenpolizei zum Schutz
vonCabaret-Tänzerinnenverlangt.
Die Finanzkommission beantragte
daraufhin eine Aufstockung der
Fremdenpolizei von 11 auf 15 Mit-
arbeitende.

Auf Kosten der Kultur?

Aufgrund der angespannten Fi-
nanzlage hat der Gemeinderat aber
anders entschieden und die Frem-
denpolizei auf Anfang 2008 um
bloss eine Stelle ergänzt. Immerhin
wurde die geforderte Aufstockung
in die Finanzpläne bis 2011 respek-
tive 2012 aufgenommen. «Das
reicht nicht», sagt Nause. «Das
Problem ist jetzt akut.»

Bereits während der Euro 08 sei
mit einer weiteren Zunahme der il-

Um den Vollzugsnotstand zu
beheben, fordert die CVP fünf
zusätzliche Stellen bis spätes-
tens 2009. «Der Handlungs-
bedarf ist erkannt», sagt
Gemeinderat Stephan Hügli.

B E R N H A R D O T T

legalenProstitutionundderorgani-
sierten Bettelei zu rechnen. Die fi-
nanziellenEinwändevoneinstlässt
Nause unter Hinweis auf den Über-
schuss in der letztjährigen Rech-
nungderStadtBernnichtmehrgel-
ten. «Der Gemeinderat muss die
Prioritäten anders setzen.»
Schliesslich sei es der Stadt in den
letzten Jahren auch möglich gewe-
sen, die Kulturausgaben zu stei-
gern, sagt Nause.

Frepo hat mehr Aufgaben

Alexander Ott von der Fremden-
polizei möchte das Fuder nicht
überladen.Erwürdeessehrbegrüs-
sen,wennderGemeinderatnochin
diesem Jahr die Schaffung einer
oderzweierStelleninAuftraggeben
würde. Hierfür ist ihm die Unter-
stützung der Präsidentin der Fi-
nanzkommissionsicher.«Werkann
schonetwasgegendieBekämpfung
von Menschenhandel einwen-

den?», fragtDoloresDana(fdp)rhe-
torisch. Die in den Finanzplänen
vorgesehene Aufstockung sei aber
blossein«Wunschkonzert».Spätes-
tens beim Besuch der Finanzdele-
gation im Polizeiinspektorat kom-
menden August solle der Vollzugs-
notstand thematisiert werden.
Schliesslich würden mehr und
mehr fremdenpolizeiliche Aufga-
ben von Bund und Kanton auf die
Gemeinden übertragen, sagt Dana.
So gehe es zurzeit um die Umset-
zung der vom Volk beschlossenen
Revision des Asyl- und Ausländer-
gesetzes und um die Vorbereitung
der Integrationsvereinbarungen.

Hügli stellt Stellen in Aussicht

Die Forderung nach Aufsto-
ckung der Fremdenpolizei stösst
bei der Direktion für Sicherheit,
UmweltundEnergie(SUE)aufoffe-
ne Ohren. «Der Gemeinderat hat
den Handlungsbedarf erkannt»,

sagt Gemeinderat Stephan Hügli
(parteilos).VorzweiJahrenhabedie
Stadtregierung einen zusätzlichen
Bedarf von sechs Stellen definiert
und diesen in den Finanzplan auf-
genommen.ZweiStellensolltenbei
der Gewerbepolizei, die restlichen
vier bei der Fremdenpolizei ge-
schaffen werden.

Hügli weist darauf hin, dass der
Gemeinderat bereits per Anfang
2008 zwei Stellen bewilligt habe.
«Über die Schaffung der weiteren
Stellen befindet der Gemeinderat
diesen Sommer aufgrund der Aus-
wirkungen der bisherigen Aufsto-
ckung», sagt Hügli. Die Fallbearbei-
tung bei der Fremdenpolizei werde
in der Tat komplexer und die Re-
cherchen komplizierter. Der Bedarf
müssejedochausreichendnachge-
wiesen werden. «Der Gemeinderat
tut sich generell schwer mit der
Schaffung neuer Stellen», sagt Ge-
meinderat Hügli.
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